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BESCHLUSS 
 
 
 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 
Präsidenten 
Dr. Gerhart HOLZINGER, 

 
 

und in Anwesenheit der Mitglieder 
 
 

Dr. Michael HOLOUBEK, 
 
 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR und 

Dr. Georg LIENBACHER 
 
 
 
 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 
Mag. Anna GROSCHEDL 
als Schriftführerin, 
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in    der    Beschwerdesache    des    ****    ******,   ******************   ****, 
***** *****, *******, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Friedrich Helml, LL.M. 
(Duke), Stallburggasse 4/13, 1010 Wien, gegen das Erkenntnis des Verwaltungs- 
gerichtes Wien vom 12. Dezember 2016, Z VGW-151/071/7829/2016-4, in seiner 
heutigen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 

 
 

I.      Die Behandlung der Beschwerde wird abgelehnt. 
 
 

II. Die Beschwerde wird dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung abge- 
treten. 

 
 
 

Begründung 
 
 

Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ablehnen, 
wenn sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder von der Entscheidung 
die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht zu erwarten ist (Art. 144 
Abs. 2 B-VG). Eine solche Klärung ist dann nicht zu erwarten, wenn zur Beantwor- 
tung der maßgebenden Fragen spezifisch verfassungsrechtliche Überlegungen 
nicht erforderlich sind. 

 
 

Die vorliegende Beschwerde rügt die Verletzung in näher bezeichneten verfas- 
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechten, insbesondere den Rechten auf Gleich- 
heit aller Staatsbürger vor dem Gesetz (Art. 7 B-VG, Art. 2 StGG) und auf Gleich- 
behandlung von Fremden untereinander (Art. I Abs. 1 Bundesverfassungsgesetz 
BGBl. 390/1973). Nach den Beschwerdebehauptungen wären diese Rechtsverlet- 
zungen aber zum erheblichen Teil nur die Folge einer – allenfalls grob – unrichti- 
gen Anwendung des einfachen Gesetzes. Spezifisch verfassungsrechtliche Über- 
legungen  sind  zur  Beurteilung  der  aufgeworfenen  Fragen,  insbesondere  der 
Frage, ob das Verwaltungsgericht Wien zu Recht davon ausgegangen ist, dass 
§ 24 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 30. Juli 1925 über den Erwerb und den 
Verlust der Landes- und Bundesbürgerschaft, BGBl. 285/1925, auf den vorliegen- 
den Sachverhalt nicht anwendbar ist, insoweit nicht anzustellen. 

 
Soweit die Beschwerde aber insofern verfassungsrechtliche Fragen berührt, als 
die Rechtswidrigkeit der die angefochtene Entscheidung tragenden Rechtsvor- 
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schriften behauptet wird, lässt ihr Vorbringen vor dem Hintergrund der Recht- 
sprechung  des  Verfassungsgerichtshofes  (vgl.  insbesondere  VfSlg. 217/1923, 
792/1927, 1405/1931, 1456/1932) zur Auslegung der staatsbürgerschaftsrechtli- 
chen   Bestimmungen   des   Staatsvertrages   von   Saint-Germain-en-Laye   vom 
10. September  1919,  StGBl.  303/1920,  die  behauptete  Rechtsverletzung,  die 
Verletzung in einem anderen verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder 
die Verletzung in einem sonstigen Recht wegen Anwendung eines verfassungs- 
widrigen Gesetzes als so wenig wahrscheinlich erkennen, dass sie keine hinrei- 
chende Aussicht auf Erfolg hat. 

 
 

Demgemäß wurde beschlossen, von einer Behandlung der Beschwerde abzuse- 
hen und sie gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof abzutreten 
(§ 19 Abs. 3 Z 1 iVm § 31 letzter Satz VfGG). 

 
 

Wien, am 24. Februar 2017 
Der Präsident: 
Dr. HOLZINGER 

 
 
 

Schriftführerin: 
Mag. GROSCHEDL 
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